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Ausfertigung

Landgericht Berlin
Az: 15 O 177122

Beschluss

ln dem Verfahren

- Antragsteller -

Verfahrensbevollmächtigte :

Rechtsanwälte Nimrod Rechtsanwälte Bockslaff & Strahmann GbR, Emser Straße 9,

10719 Berlin,

gegen

- Antragsgegnerin -

hat das Landgericht Berlin - Zivilkammer 15 - durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht

den Richter am Landgericht und die Richterin am 02.05.2Q22

ohne mündliche Verhandlung wegen Dringlichkeit gemäß $ 937 Abs. 2ZPQ beschlossen:

1. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Verfügung unter Androhung eines

Ordnungsgeldes bis zu zweihundertfünfzigtausend Euro oder einer Ordnungshaft bis zu

sechs Monaten - Ordnungshaft auch für den Fall, dass das Ordnungsgeld nicht beigetrie-

ben werden kann - wegen jeder Zuwiderhandlung

untersagt,

nachstehend eingeblendetes Foto
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öffentlich zugänglich zu machen, zu vervielfältigen und dies zu tun' ohne den Antragstel-

ler als Urheber zu benennen, wie geschehen unter

und ersichtlich aus

dem nachfolgend eingeblendeten Screenshot
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Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Vedahrens zu tragen.

Der Verfahrenswert wird auf 4.666,67 € festgesetzt.sind zuzustellen:

Gründe:

i. Der Antragsteller hat glaubhaft gemacht, dass er das aus dem Beschlusstenor zu 1) ersichtli-

che Foto gefertigt habe und dass die Antragsgegnerin dieses Foto, ohne hiezu berechtigt zu

sein, im Internet gezeigt habe, ohne den Antragsteller als Urheber des Fotos zu benennen.

ll. Der Antragsteller kann von der Antragsgegnerin gemäß S 97 Abs. 1 UrhG die Unterlassung der

Vervielfältigung und öffentlichen Zugänglichmachung des Fotos ohne Urheberbenennung verlan-

gen. Denn die Antragsgegnerin hat den Antragsteller in seinen ausschließlichen Verwertungs-

rechten verletzt.

Das in Rede stehende Foto ist nämlich zumindest ein Lichtbild gemäß $ 72 Abs. 1 UrhG und wird

daher entsprechend einem Lichtbildwerk gemäß $ 2 Abs 1 Nr. 5 UrhG geschützt. Die ausschließ-

lichen urheberrechtlichen Verwertungsrechte stehen gemäß $ 15 Abs. 1 UrhG dem Antragsteller

als Urhebe r bzw. Lichtbildner zu. Dazu gehört auch das Recht der Vervielfältigung (SS 15 Abs. 1

Nr. 1, 16 UrhG) und das deröffentlichen Zugänglichmachung (SS 15Abs.2 Nr.2, 19a UrhG). ln

beide Venruertungsrechte hat die Antragsgegnerin eingegriffen, indem sie das Foto auf ihrer Inter-

netseite einstetlte, ohne von dem Antragsteller hierzu berechtigt worden zu.sein.

I

Zudem hat die Antragsgegnerin das Recht des

schaft gemäß $ 13 UrhG verletzt, indem sie es

des Fotos zu benennen.

Antragstellers auf Anerkennung seiner Urheber-

unterlassen hat, den Antragsteller als Ersteller

Die für den Unterlassungsanspruch als Voraussetzung erforderliche Wiederholungsgefahr ergibt

sich aus dem Verletzungsgeschehen; sie hätte nur durch Abgabe einer strafbewehrten Unterlas-

sungserklärung ausgeräumt werden können'

lll. Die Eilbedürftigkeit ergibt sich aus dem Umstand, dass dem Antragsteller eine unverzügliche

Unterbindung der Verletzung seiner Urheberrechte möglich sein muss.

lV. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus $ 91 Abs. l ZPO'

Die Wertfestsetzung beruht auf der indiziellen Wertangabe des Antragstellers, der einen Gegen-
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standswert der Hauptsache von 7.000,00 € angegeben hat. Von dem Gegenstandswert der

Hauptsache waren für das vorläufige Eilverfahren nur

schluss vom 30. Dezember 2010 - 24W 100110 - juris)'

Drittel anzusetzen (vgl. KG, Be-zwei

+

Rechtsbehelfsbelehrung :

Gegen die Entscheidung kann widerspruch eingelegt werden. Der widerspruch ist nicht an eine Frist gebun-

den.

Der WidersPruch ist bei dem

Landgericht Berlin
Littenstraße '12-17

'10179 Berlin

zu erheben.

Der widerspruch muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden'

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde einge|egt werden,

wenn der wert des Beschwerdegegenstands 200 EJro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-

sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Berlin

Littenstraße 12-17

10179 Berlin

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der andenreitigen

Erledigung 0", v"rrunr"ns. lst der slreitwert später als einen 
-lrltonat 

vor Ablauf der sechsmonatigen Frist

festgesetzt*o,.c"n,kanndieBeschwerdenochinnerha|beinesMonatsnachZustel|ungoderform|oserMit.
teilung des Festsetzungsbeschlur"".-"ing"rlgt werden. lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss

mit dem Oritten iage nJcn RufgaUe zur Post als bekannt gemacht'

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-

ten Gerichts. Sie kann auch vor 0.,' iJ="nattsstelle leoes nmtlgerichts zu Protol<oll erklärt werden; die Frist

ist jedoch nur gewahrt, wenn das proiof.oif recntzeiiig Uei Oem äUen genannten Geric*rt eingeht Eine anwalt-

liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben'

Rechtsbeherfe können auch ars erektronisches Dokument eingereicht werden, Eine einfache E-Mair genügt

den gesetzlichen Anforderungen nicht'

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwärtin, einen Rechlsanwart, durch eine Behörde oder durch eine juris-

tische person des ötfentlichen Rechts einschließlicn oer von it . rur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-

birdeten Zusammenschrüsse "ing"r"üni 
*erJen, sina 

"r" "i"xtr"nisches 
Dokument einzureichen' es. sei

r denn, dass ji". "r.-r""hnischen 
ö;ii;är*iifergenenoäÄi ,n,igii"t't ist' In.diesem Fall bleibt die uber-

mit ung nach den argemeinen. v;;Ärift"" i"ia.r-rr, *ouäi Ji" uor"tiu"rg"r,"nde unrnögtichkeit bei der Er-

satzeinreichung oder unvezügrich Äacn graubhaft ,u rän"n isi- Rut"Lntorderung ist das erektronische

Dokument nachzureichen'

Elektronische Dokumente müssen
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Richter
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- mit einer qualifizierten elektronisChen Signatur der verantwortenden Person versehen.sein oder

- von der verantwortenden person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden'

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der veranhvortenden Per-

son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder

.- afl das für den Empfang etetctronisCner Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts'

wegen der sicheren übermittlungswege wird auf s 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung venruiesen' Hin-

sichtlich der weiteren VorausseEungen zur elektränischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die

verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-

sondere elektronische Behördenpostfach (Elekäniächer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils

geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen'

Richterin

Für den Gleichlaut der Ausfertigung mit

der Urschrift

tserlrn, u4.u5.zuz'z

JBesch
Urku ndsbeamtin der Geschäftsste lle-:.fr.

=- t


